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Steuerrecht. Die Lieferung von Strom aus
der vermietereigenen PV-Anlage ist keine
Nebenleistung zur umsatzsteuerfreien
Vermietung. Die umsatzsteuerpflichtige
Lieferung berechtigt somit auch zum
Vorsteuerabzug.

BFH, Urteil vom 17. Juli 2024,
Az. XI R 8/21

Wer Mieterstrom liefert, darf
die Vorsteuer abziehen

... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

DER FALL

Der Beklagte hatte auf seinen Mietobjek-
ten Photovoltaikanlagen installiert und
den erzeugten Strom an seine Mieter
umsatzsteuerpflichtig verkauft. Der Vor-
steuerabzug aus der Anschaffung der
Anlagen wurde dem Vermieter vom
Finanzamt allerdings mit dem Argument
verwehrt, die Stromlieferung sei eine un-
selbstständige Nebenleistung zur umsatz-

steuerfreien Vermietungsleistung. Nach
abgelehntem Einspruch klagte der Ver-
mieter erfolgreich vor dem Finanzgericht.
Es bestätigte auf Basis bereits ergangener
EuGH-Rechtsprechung die umsatzsteuer-
liche Auffassung des Vermieters. Das
Finanzamt legte Revision beim BFH ein.
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DIE FOLGEN

Der BFH bestätigte die Behandlung der
Stromlieferung als selbstständige umsatz-
steuerpflichtige Hauptleistung. Wesentli-
che Gründe dafür waren der separat zum
Mietvertrag geschlossene Zusatzvertrag
über die Stromlieferung, der eine abwei-
chende individuelle Kündigungsmöglich-
keit vorsah, die Abrechnung über Strom-
zähler sowie das generell gem. § 42aAbs. 2
EnWG geltende Kopplungsverbot von
Miet- und Energieversorgungsvertrag.
Aus dieser Gesamtkonstellation leitet der
BFH die Freiheit des Mieters ab, seinen

Stromlieferanten frei zu wählen. Aus der
Beurteilung resultiert wiederum die
umsatzsteuerliche Wertung als eigenstän-
dige Hauptleistung, die nicht so eng mit
der Vermietungsleistung verbunden ist,
als dass eine Aufspaltung der Leistung
wirklichkeitsfremdwäre. Zudem trägt dies
auch dem Grundsatz der Neutralität des
Umsatzsteuersystems Rechnung, da die
Stromlieferung im Wettbewerb mit ande-
ren Stromanbietern steht, die ebenfalls
der Umsatzsteuer unterliegen.
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WAS IST ZU TUN?

Das BFH-Urteil weicht von der bisherigen
Finanzverwaltungsauffassung ab (A 4.12.1
Abs. 5 S. 3 UStAE). Die bereits davon ab-
weichende EuGH-Rechtsprechung wurde
bisher konsequent ignoriert. Insoweit
kann sich der Vermieter aktuell noch aus-
suchen, welche Auffassung für ihn güns-
tiger ist. Auf Basis des BFH-Urteils kann
ein Vermieter nun auch aus bereits in der
Vergangenheit erfolgten Anschaffungen
von PV-Anlagen nachträglich den Vor-
steuerabzug geltendmachen, falls dieVer-

anlagungen noch offen sind. Dies setzt
aber voraus, dass die oben angeführten
Entscheidungsgründe imEinzelfall analog
argumentiert werden können. Die
Praxisrelevanz relativiert sich allerdings
durch die 2023 eingeführte Umsatzsteuer-
freiheit von kleineren Solaranlagen. Die
Frage des Vorsteuerabzugs spielt in diesen
Fällen keine Rolle mehr.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Gerrit Krupp von

Lenz und Johlen
Quelle: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Eine Gemeinde kann ein
großes Einzelhandelsprojekt im Nachbarort
abwehren, wenn es ihre zentralen
Versorgungsbereiche schädigt.

BVerwG, Urteil vom 24. April 2024,
Az. 4 C 1.23

Bei drohendem Schaden hat
die Gemeinde ein Abwehrrecht
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DER FALL

Nachbarschaftsstreit gibt es nicht nur am
Gartenzaun, sondern auch zwischen
Gemeinden. Streitgegenstand sind häufig
Einzelhandelsgroßvorhaben, die Nach-
barkommunen ein Dorn im Auge sind. So
ist es auch im vorliegenden Fall. Geklagt
hatte eine kreisfreie Stadt in Niedersach-
sen gegen die Baugenehmigung für einen
Sportfachmarkt mit mehr als 3.500 qm

Verkaufsfläche. Umstritten war bei sol-
chen Gemeindenachbarklagen, und auch
hier, die Frage, ob aus § 11 Abs. 3 BauNVO
auch ein Abwehrrecht der Nachbarkom-
mune gegen die Baugenehmigung für sol-
che Vorhaben folgen kann.
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DIE FOLGEN

Das Bundesverwaltungsgericht hat ent-
schieden, dass § 11 Abs. 3 BauNVO (auch)
den Nachbargemeinden keinen Dritt-
schutz vermittelt. Es verwirft damit seine
frühere Rechtsprechung. Die Entschei-
dung klärt, dass sich der Schutz der Nach-
bargemeinde gegen die Genehmigung
von Einzelhandelsvorhaben nicht nur im
unbeplanten Innenbereich der Standort-
gemeinde nach § 34 Abs. 3 BauGB richtet.
Demnach dürfen von solchen Projekten
keine schädliche Auswirkungen auf zen-
trale Versorgungsbereiche ausgehen.
Dem Urteil zufolge ist dies auch im be-
planten Bereich maßstabsbildend für das
Abwehrrecht, wenn ein das Vorhaben

zulassender B-Plan unwirksam ist und ein
darunter liegender früherer B-Planwieder
auflebt. In den Fällen bildet § 34 Abs. 3
BauGB im Zusammenspiel mit Art. 28
Abs. 2 Satz 1 GG den entscheidenden
Maßstab für die Abwehrrechte der Nach-
bargemeinde. Auf § 2 Abs. 2 BauGB oder
§ 11 Abs. 3 BauNVO kann die Nachbarge-
meinde ihre Klage in dieser Konstellation
nicht stützen.
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WAS IST ZU TUN?

Bei der Aufstellung entsprechender Be-
bauungspläne ist darauf zu achten, mögli-
che schädliche Auswirkungen auf zentrale
Versorgungsbereiche der Nachbarge-
meinden in den Blick zu nehmen. Hierfür
ist eine gutachterliche Auswirkungsana-
lyse einzuholen. Es sollte großer Wert
darauf gelegt werden, die Erkenntnisse
dieser Analyse im Planverfahren sauber

anhand der aktuellen Maßstäbe der
Rechtsprechung abzuarbeiten. So kann
das Klagerisiko minimiert werden.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Eine Eigenbedarfskündigung
kann für Mieter eine unzumutbare Härte
sein, wenn keine angemessene
Ersatzwohnung zur Verfügung steht.
Das Mietverhältnis läuft dann weiter.

LG Berlin II, Urteil vom 25. Januar 2024,
Az. 67 S 264/22

Ohne neue Wohnung müssen
Mieter nicht ausziehen
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DER FALL

Der klagende Vermieter begehrt die Räu-
mung und Herausgabe einer Wohnung
nach erfolgter Eigenbedarfskündigung.
Das Gericht stellte fest, dass der Eigenbe-
darf des Klägers tatsächlich vorlag. Der
beklagte Mieter widersprach jedoch der
Kündigung mit dem Argument der unzu-
mutbaren Härte, da ihm kein angemes-
sener Ersatzwohnraum zur Verfügung

stand. Der Mieter hatte zwei Jahre nach
einer neuen Wohnung gesucht. Das
Gericht gab dem Mieter Recht und
erkannte den Widerspruch als wirksam
an. DieMieter dürfen vorerst in der bishe-
rigen Wohnung bleiben.
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DIE FOLGEN

Einer Kündigung des Vermieters wegen
Eigenbedarfs können Mieter nach § 574
BGB widersprechen. Voraussetzung für
einen wirksamen Widerspruch ist, dass
die Kündigung für denMieter, seine Fami-
lie oder Angehörige seines Haushalts eine
nicht zu rechtfertigende Härte darstellt.
Diese liegt ausdrücklich dann vor, wenn
angemessener Ersatzwohnraum zu zu-
mutbaren Bedingungen nicht beschafft
werden kann. Das Gericht meint, derMie-

ter hätte sich erfolglos bemüht. Eine neue
Wohnung müsse den Bedürfnissen des
Mieters im Vergleich zu seiner bisherigen
Bleibe entsprechen und finanziell tragbar
sein. Nach Auffassung des Gerichts man-
gelt es nachweislich in der betreffenden
Region an geeigneten Wohnmöglichkei-
ten, und es gab auch keine realistischen
Chancen, geeigneten Ersatzwohnraum in
Berlin zu finden.
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WAS IST ZU TUN?

Zusammengefasst zeigt das Urteil auf, wie
individuelle Umstände eines Mieters in
Verbindung mit strukturellen Faktoren
wie der Marktlage und gesetzlichen Rege-
lungen dazu führen können, dass ein
Gericht einen Widerspruch gegen eine
Eigenbedarfskündigung als gerechtfertigt
ansieht. Die Berücksichtigung dieser
Aspekte unterstreicht die Komplexität von
Wohnungskündigungen im Kontext eines
angespannten Immobilienmarkts. Bei der
Bewertung der ungerechtfertigten Härte
ist die Regulierung der Mieten beispiels-
weise über die Mietpreisbremse als Indi-

kator für die Mangellage am Wohnmarkt
zu berücksichtigen. Generell sollten
Vermieter bei Eigenbedarfskündigungen
sicherstellen, dass sie alle erforderlichen
Informationen (wie die Gründe für das
Vorliegen des Eigenbedarfs) klar und
nachvollziehbar im Kündigungsschreiben
angeben. Mieter hingegen sollten sich
frühzeitig um Ersatz kümmern und ihre
Bemühungen dokumentieren – insbeson-
dere in angespannten Wohnmärkten wie
in Berlin –, um ihre Rechte im Falle einer
Kündigung wahren zu können.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwältin
Dr. Anja Birkenkämper
von Kapellmann und

Partner
Quelle: Kapellmann

Baurecht. Ein Werk ist bereits
mangelbehaftet, wenn das Risiko eines
Gefahreintritts besteht. Daraus sind
Schadenersatzansprüche ableitbar.

OLG Stuttgart, Urteil vom 18. September 2023,
Az. 10 U 15/23

Schon die Gefahr eines Schadens
spricht für einen Mangel
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DER FALL

Die Versicherung der Geschädigten
macht Schadenersatzansprüche aufgrund
eines Wasserschadens in einem Zweifa-
milienhaus gegen den Generalunterneh-
mer (GU) geltend. Er hatte sowohl das
Haus der Geschädigten als auch das
Nachbarhaus errichtet. Die Abwasserlei-
tungen beider Häuser führen in einer
gemeinsamen Grundleitung zum öffentli-

chenKanal. Es kommt zu einemRückstau.
Das Abwasser verteilt sich im Erdgeschoss
des Hauses der Geschädigten. Ursache
waren Werkzeuge, die in einem Teilstück
der Leitung vergessen worden waren und
die Grundleitung verstopften.
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DIE FOLGEN

Das OLG Stuttgart gibt der Klägerin im
Wesentlichen Recht. Der BGH hat die
Nichtzulassungsbeschwerde dagegen am
24. April 2024 zurückgewiesen (Az. VII ZR
186/23). Das OLG führt aus, der beklagte
GU habe seine Verpflichtung, die Grund-
leitung bis zur öffentlichen Kanalisation
ordnungsgemäß zu errichten, mangelhaft
erfüllt. Daher kommt es auch nicht darauf
an, ob die Werkzeuge, die das Schadens-
ereignis – Verstopfung – hervorriefen, in
dem einen oder anderen Teil gefunden

worden seien. Vielmehr habederGeneral-
unternehmer auch den ausschließlich
durch den Nachbarn genutzten Leitungs-
strang ordnungsgemäß herstellen müs-
sen. Wären die Werkzeuge in dessen
Grundleitung zurückgelassen worden,
bestünde eine reale Gefahr für die Funk-
tionstüchtigkeit der vom beklagten GU
erstellten Grundleitung, was ebenfalls zu
dessen Gewährleistungspflicht führe.
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WAS IST ZU TUN?

Der GU hat nach diesem Urteil bereits für
die drohende Funktionsuntüchtigkeit als
Mangel im Rahmen der Gewährleistung
einzustehen. Ob sich die Gefahr realisiert,
ist nicht entscheidend. Das heißt, bereits
das Vorhandensein der Werkzeuge stellt
eine Gefährdung von Sachgütern dar, die
die vertragliche Herstellungspflicht ver-
letzt. Das Urteil verdeutlicht, dass in der
Praxis Baumangel und Bauschaden klar
zu unterscheiden sind. Bereits das Risiko
eines Gefahreintritts reicht, um einen
Mangel im Sinne der Abweichung des Ist-

vom Sollzustand anzunehmen. Selbst
dann, wenn der Mangel noch keinen
Schaden zur Folge hat. Der BGH benennt
den Schaden als solches auch als das
Symptom für einen Mangel, welches
gerügt werden muss. In der Praxis ist die
Differenzierung zwischen Mangel und
Schaden für den Auftraggeber wesentlich,
um seine rechtlichen Erfolgsaussichten
zutreffend einzuschätzen.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


